
Nachdem das Bundesgericht
die Erhöhung der Leistungsab-
hängigen Schwerverkehrsab-
gabe (LSVA) gestützt hat, hat
der Bundesrat gestern ent-
schieden: Der neue Tarif gilt für
inländische Fahrzeuge seit
März, für ausländische ab Mai.
Da die Rechnungen für inländi-
sche Fahrzeuge erst im Mai
versandt werden, profitierten
sowohl in- als auch ausländi-
sche Fahrzeughalter während
insgesamt sechs Monaten von
tieferen Tarifen, teilte das Fi-
nanzdepartement mit. (SDA)

Sudan Militär soll
UNO verstärken
Bis zu vier unbewaffnete
Militärbeobachter aus der
Schweiz sollen die UNO-
Mission im Sudan verstärken.
Das hat der Bundesrat gestern
entschieden. Der Einsatz gilt
als Friedensförderungsdienst.
Im Sudan tobt seit 1983 ein
Bürgerkrieg zwischen den re-
gulären Kräften und der süd-
sudanesischen Freiheitsbewe-
gung. Über 2 Millionen Men-
schen sind bisher getötet wor-
den, vier Millionen wurden
vertrieben und über 500 000
flohen ins Ausland. (SDA)

Gesetz Gelder leichter
zurückerstatten
Die Schweiz soll Gelder ehe-
maliger Diktatoren künftig
leichter an die Bevölkerung
des betroffenen Landes zu-
rückerstatten können. Das will
der Bundesrat mit einem neu-
en Gesetz erreichen. Dieses
soll bereits 2011 in Kraft treten
und die Sperrung, Einziehung
und Rückerstattung von Gel-
dern regeln, wenn das Rechts-
hilfegesuch eines Staates we-
gen des Versagens staatlicher
Strukturen zu keinem Ergeb-
nis führt. Versagt hat das heu-
tige System namentlich bei
den Mobutu-Geldern: Die
Schweiz musste deshalb 7,7
Mio. Franken an die Erben des
ehemaligen Diktators zurück-
erstatten. (SDA)

Zweitwohnungen 
Anpassungen nötig
Die Kantone sollen dafür sor-
gen, dass in bestimmten Ge-
bieten das Verhältnis zwi-
schen Erst- und Zweitwoh-
nungen ausgewogener wird.
Die Raumplanungskommissi-
on will zu diesem Zweck das
Raumplanungsgesetz anpas-
sen. Sie schliesst sich damit
dem Bundesrat und dem Na-
tionalrat an. Sie wollen dafür
sorgen, dass sich das Zweit-
wohnungsproblem in Touris-
mus-Gebieten nicht weiter zu-
spitzt, wenn die Beschränkun-
gen für den Verkauf von
Grundeigentum an Ausländer
aufgehoben werden. (SDA)

Hamburg Beteiligung
an Röntgenlaser
Die Schweiz soll sich an einem
einzigartigen Röntgenlaser in
Hamburg beteiligen. Der Bun-
desrat hat dem Parlament die
Botschaft über das Abkom-
men dem Parlament zugelei-
tet. Die Kosten von 26,7 Millio-
nen Franken sind bereits be-
willigt. Geplant ist eine 3,4 Ki-
lometer lange Anlage, in der
bis zu 30 000 ultrakurze Rönt-
genblitze pro Sekunde erzeugt
werden. Damit lassen sich
zum Beispiel chemische und
biologische Reaktionen filmen,
was zu neuen Ansätzen bei der
Entwicklung von Medikamen-
ten führen soll. (SDA)
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«Jetzt werden die Alt-68er Grossmütter
– wir haben eine andere Haltung zum
Altwerden als frühere Generationen»,
sagt Monika Stocker. Damit erklärt die
ehemalige Zürcher Stadträtin und frü-
here Nationalrätin auch gleich, war-
um sie sofort zusagte, als sie vom Mi-
gros-Kulturprozent angefragt wurde,
ob sie eine Konferenz zur gesellschaft-
lichen Rolle der Grossmütter mit vor-
bereiten würde (siehe Box).

Die Planungsgruppe, zu der Sto-
cker gehörte, rief die «Grossmütterre-
volution» aus, und seit der Konferenz
Ende März sind Dutzende von Frauen
daran, verschiedene Projekte im Rah-
men der Grossmütterrevolution voran-
zutreiben. Für die meisten dieser Frau-
en ist die gleichstellungspolitische Ar-
beit kein Neuland. Damit haben die
Frauenrechtlerinnen im Grossmutter-
alter ihren gegenwärtigen Lebensab-
schnitt als neues «Kampffeld» entdeckt
– was von der Migros genau so ange-
strebt wurde: «Wir fanden es schlau,
für die Tagung Frauen anzusprechen,
die gewohnt sind, in gesellschaftspoli-
tischen Bahnen zu denken; denn sie
können schneller selbstständig etwas
auf die Beine stellen», sagt die Projekt-
verantwortliche Anette Stade.

Ziel: Mehr Anerkennung
Die nun in der Grossmütterrevolu-

tion engagierten Frauen wollen sich
nicht länger auf das Bild der lieben,

strickenden Oma reduzieren lassen.
Pasqualina Perrig-Chiello, Professorin
für Psychologie an der Universität
Bern, die zu Altersfragen forscht, sagt:
«Die neue Generation von Grossmüt-
tern ist besser ausgebildet, gesünder
und politischer als frühere Generatio-
nen von alten Frauen.»

Diese Frauen wollen sich deshalb
auch im Alter nicht ausschliesslich mit
ihrer Grossmutter-Rolle identifizieren
– auch wenn viele von ihnen «klassi-
sche» Grossmutter-Aufgaben wie das
Enkelkind-Hüten weiterhin wahrneh-
men, wie folgende Zahlen belegen: Ge-
mäss der Schweizerischen Arbeitskräf-
teerhebung 2001 entspricht der Hüte-
dienst durch Grosseltern einem wirt-
schaftlichen Wert von zwei Milliarden
Franken im Jahr. Dieser Einsatz werde
von der Gesellschaft viel zu wenig ho-
noriert, findet Monika Stocker. «Heute
haben die alten Frauen in unserer Ge-
sellschaft keinen Stellenwert.»

Babysitting: Nicht alleinige Erfüllung
Das Kinderhüten genügt den «revo-

lutionären Grossmüttern» aber nicht:
«Ich kann für meinen Enkel und seine
Generation mehr bewirken, indem ich
meine Fähigkeiten einsetze», sagt Sibyl-
le Schneider. Die Inhaberin einer Kom-
munikationsagentur in Basel lanciert
deshalb die Plattform «www.

wildundweise.ch», die Projekte im
Raum Nordwestschweiz realisieren
will. «Wir sind gebildete Grossmütter

mit iPhone und Facebook-Account und
wollen uns mit etablierten Institutio-
nen, zum Beispiel im Bereich der Kul-
tur und Bildung, verknüpfen», sagt
Schneider. «Wild und weise» solle nicht
nur Internetplattform sein, sondern
für die Lebenseinstellung der Frauen
stehen.

Die Projektideen der Konferenzteil-
nehmerinnen sind vielfältig: So wollen
Frauen ein Forum aufbauen, wo sich
Grossmütter über ihre Rolle austau-
schen können, andere wollen eine
Grossmutter-Leihbörse einrichten, und
wieder andere wollen den Erfahrungs-
schatz von heute 60- bis 90-jährigen
Frauen zusammentragen und festhal-
ten. Eine Grossmütter-Rockband sucht
Mitglieder. «Die alten Frauen können zu
einem Bewusstseinswandel in der Ge-
sellschaft beitragen, indem sie an die Öf-

fentlichkeit treten», begrüsst die zwei-
fache Grossmutter Monika Stocker das
Engagement.

Milde Frauenrechtlerinnen
Die Frauenrechtlerinnen seien im

Alter milder geworden, hat Anette Stade
vom Migros-Kulturprozent festgestellt:
So bedeute «Revolution» für sie nicht
«Angriff»; vielmehr wollten die Frauen
auf integrierende Art und Weise etwas
bewegen. Diese milde Haltung zeigt sich
auch darin, dass eine Teilnehmerin der
Startkonferenz mit ihrer Idee eines
Grossmütter-Streiktags bei den anderen
Frauen auf wenig Begeisterung stiess.

Trotz dem angestrebten friedferti-
gen Kurs hat die ausgerufene Gross-
mütterrevolution in den Reihen älte-
rer Frauen nicht nur begeisterte Reak-
tionen hervorgerufen. Psychologin
Perrig-Chiello erhielt kritische Zu-
schriften: «Die einen fanden, dass die
Grossmütterrevolution nichts mit ei-
ner ‹wirklichen› Grossmutter zu tun
hat», sagt sie. Andere hinterfragen
grundsätzlich den Sinn der Grossmüt-
terrevolution und plädieren an den
gesunden Menschenverstand, wieder
andere wollten auch die Grossväter
einbezogen haben.

Für Perrig-Chiello steht fest: «Die
Grossmütterrevolution ist sehr wohl
zu begrüssen: Sie hat das Potenzial,
mit den alten Stereotypen des Alters
aufzuräumen und eine neue Vielfalt
des Alters aufzuzeigen.»

Vom Migros-Kulturprozent unterstützt, hecken Alt-68er die «Grossmütterrevolution» aus
Grosi-Generation 2.0 macht mobil

DAMALS Das «liebe Grosi»
wird vor allem mit Backen,
Stricken und Märchener-
zählen assoziiert. KEYSTONE

HEUTE Die neue Vielfalt des
Alters: Grossmütter kennen
sich auch mit Facebook und
iPhone aus. FOTOLIA

Eine zweitägige Konferenz im Kiental
Ende März bildete den Startschuss zum
Projekt Grossmütterrevolution. Die
rund 60 Konferenzteilnehmerinnen im
Grossmutteralter entwickeln zurzeit ihre
Projektideen weiter. An einer Ergebnis-
konferenz im September wird eine ers-
te Bilanz gezogen. Weitere grosse Kon-
ferenzen folgen. Migros-Kulturprozent
trägt das Projekt zunächst während
dreier Jahre. (KAS)

Infos: www.grossmuetterrevolution.ch

DIE GROSSMÜTTERREVOLUTION

Für das Jahr 2010 wollte der
Bundesrat die Zahl der Ar-
beitskräfte aus Nicht-EU-
Staaten halbieren. Gestern
hat er diesen Entscheid
revidiert.

MORITZ KAUFMANN

Als der Bund im letzten Dezember
beschlossen hat, 2010 das Kontin-
gent für ausländische Arbeitneh-
mer aus Nicht-EU-Staaten zu hal-
bieren, wurde kein grosses Aufse-
hen darum gemacht. Konkret hat
sich der Bundesrat damals auf
5500 Aufenthaltsbewilligungen
festgelegt. Als Ende März die ers-
ten Kontingente aber ausge-

schöpft waren und den Firmen
die Fachkräfte ausgingen, war die
Kritik laut und heftig. Trotz Wirt-
schaftskrise ist der Bedarf an hoch
qualifizierten Arbeitskräften wie
Ingenieure, Informatiker oder Ma-
nager nämlich nicht gesunken.
Und weil die Firmen ihren Bedarf
an Spezialisten nicht mit Schwei-
zern oder EU-Ausländern decken
konnten, drohten einige bereits
mit dem Wegzug aus der Schweiz.
So liess beispielsweise Google ver-
lauten, dass der Standort in Zü-
rich gefährdet sei.

Gestern nun, nur vier Monate
nachdem der Bundesrat die Hal-
bierung der Kontingente be-

schlossen hatte, hat er die Lage
neu beurteilt – und seinen ur-
sprünglichen Entscheid revidiert.
Ab dem 1. Juli sollen weitere 5500
Arbeitsvisa für Nicht-EU-Auslän-
der freigegeben werden. Damit ist
die Zahl der Aufenthaltsbewilli-
gungen wieder gleich wie 2009.

«Schnellschuss produziert»
Laut Ursina Jud, Chefin der

Sektion Arbeitskräfte und Ein-
wanderung beim Bundesamt für
Migration, haben vor allem die
deutlich optimistischeren Arbeits-
und Konjunkturdaten den Aus-
schlag für diesen Entscheid gege-
ben. Der Bundesrat habe dem

Druck der Wirtschaft nicht nach-
gegeben, jedoch habe er bei sei-
nem Beschluss «den Interessen
der Schweizer Wirtschaft Rech-
nung getragen».

Erleichtert über die Erhöhung
der Kontingente zeigt sich Tho-
mas Daum, Präsident des Arbeit-
geberverbands. Als die Lage am
Arbeitsmarkt im letzten Dezem-
ber noch düster aussah, habe der
Bundesrat auf Druck der Parteien
einen Schnellschuss produziert.
Er sagt auch: «Indem der Bundes-
rat rasch gehandelt hat, hat er Pla-
nungssicherheit für die Firmen
geschaffen.» Für Martin Naville
von der Schweizerisch-Amerikani-

schen Handelskammer ist es denn
auch höchste Zeit, dass der Bun-
desrat die Kontingente wieder er-
höht hat. Durch die «unglückliche
Aktion» des Bundesrats habe das
Vertrauen der Firmen in die
Schweiz gelitten.

Und auch bei den Parteien
stösst der gestrige Entscheid auf
Zustimmung. «Von den hoch qua-
lifizierten Arbeitsplätzen hängen
auch viele normale Arbeitsplätze
ab,» sagt etwa Thomas Christen,
Generalsekretär der SP. Einzig
SVP-Nationalrat Hans Fehr ist
nicht einverstanden: «Einmal
mehr hat der Bundesrat äusserem
Druck nachgegeben.»

Ausländische Fachkräfte wieder willkommen
Der Bundesrat will wieder mehr hoch qualifizierte Arbeitskräfte aus Ländern von ausserhalb der Europäischen Union


